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BERICHT:  Bund präsentiert Einkommen der Bauern

«Übermässig» investieren schadet
Der Bund hat einen Be-
richt über die finanzielle 
Lage der Bauernfamilien 
erstellt. Dabei kam her-
aus, dass die Bauern im 
Vergleich zu Personen in 
anderen Berufen entlang 
der Wertschöpfungskette im 
Mittel weniger verdienen.

ADRIAN HALDIMANN

Beim Bundesamt für Land-
wirtschaft (BLW) zeigte man 
am Montag anlässlich eines 
Medienhintergrundgesprächs 
ein gewisses Verständnis dafür, 
dass die Bauern auf die Strasse 
gehen und protestieren. Auch 
die vorherrschende Inflation be-
laste die Bauernfamilien, sagte 
BLW-Direktor Christian Hofer. 
Der BLW-Anlass passte zur ak-
tuellen Situation – so ging es 
um den Bericht «Einkommen 
der Bauernfamilien», der am 
Freitag vom Bundesrat veröf-
fentlicht wurde. Damit erfüllt er 
ein Postulat von Christine Bul-
liard-Marbach (FR, Mitte). «Mit 
diesem Bericht wollen wir eine 
sachliche Diskussion ermögli-
chen», sagte Hofer.

Weniger als 13 Fr./h

Die Erkenntnisse aus diesem 
Bericht bekräftigen das BLW in 
der Ansicht, dass es zur Verbes-
serung der landwirtschaftlichen 
Einkommen seinen Teil bei-
tragen muss. Hofer bestätigte, 
dass die Einkommensthematik 
bei der Ausgestaltung der Ag-
rarpolitik 2030+ eine wichtige 
Rolle spielen werde. Die wirt-
schaftlichen Perspektiven für 
die Landwirtschaft seien zu 
verbessern. Die landwirtschaft-
lichen Einkommen sind zwar 
zwischen 2015 und 2021 um 
durchschnittlich 32 Prozent 
auf 80 709 Franken für durch-
schnittlich 1,35 Familien-Jahres-
arbeitseinheiten gestiegen, im 
Jahr 2022 sind sie aber erstmals 
seit 2015 wieder gesunken – um 
1,3 Prozent. Und die Einkom-

men in der Landwirtschaft lie-
gen unter den Vergleichslöhnen, 
die Stundenlöhne sind tiefer. 
Hofer erläuterte: «Die Löhne in 
der Wertschöpfungskette liegen 
unter den Medianlöhnen des 
zweiten und des dritten Sektors, 
im Talgebiet kann der landwirt-
schaftliche Arbeitsverdienst mit 
den Löhnen in der Wertschöp-
fungskette mithalten.» Hofer 
sprach von einem landwirt-
schaftlichen Arbeitsverdienst 
pro Stunde im Jahr 2021 in der 
Talregion von 23.01 Franken, 
in der Hügelregion von 15.50 
Franken und in der Bergregion 
von 12.86 Franken.

Ausbildung hat Einfluss

Der BLW-Direktor ging auf 
die verschiedenen Ursachen für 
die heterogenen Einkommen 
ein. Nebst den klimatischen und 

den topografischen Bedingun-
gen spiele die Ausbildung eine 
wichtige Rolle. Hofer hielt fest: 
«Gut ausgebildete Betriebslei-
terinnen und Betriebsleiter ver-
dienen im Durchschnitt deutlich 
mehr und verzeichneten in den 
letzten Jahren einen stärkeren 
Anstieg beim Arbeitsverdienst 
im Vergleich zu Betriebsleite-
rinnen und Betriebsleitern mit 
einer geringer bewerteten Aus-
bildung.» Während Betriebslei-
ter mit Grundbildung im Jahr 
2021 einen Arbeitsverdienst pro 
Familienarbeitskraft von 54 625 
Franken erreichten, lag dieser 
bei Betriebsleitern mit höherer 
Fachprüfung, Fachhochschul-
abschluss, Universität oder mit 
höheren Abschlüssen bei 74 935 
Franken. Auf Nachfrage hiess es, 
dass gut ausgebildete Leute ten-
denziell auch grössere Betriebe 

führten, und grössere Betriebe 
wiederum erzielen tendenziell 
höhere Einkommen. Trotzdem: 
Die Investition in die Aus- und 
Weiterbildung sieht das BLW 
als eine Massnahme zur Verbes-
serung der Einkommen.

Im Bericht wird auch festge-
halten, dass die Produktionsaus-
richtung der Betriebe die Ein-
kommenssituation beeinflusst. 
Bestimmte landwirtschaftliche 
Aktivitäten wie der Anbau Spe-
zialkulturen und die Veredlung 
seien lukrativer als beispielswei-
se Milchvieh- und Mutterkuh-
haltung.

Falsch investiert?

Insbesondere in der Tierhal-
tung sind Investitionen in neue 
Ökonomiegebäude eine grosse 
Herausforderung, die Baukos-
ten sind während der letzten 

Zeit stark angestiegen. Bauern-
verbandspräsident Markus Rit-
ter sagte an der Neujahrsan-
sprache des Dachverbands, dass 
das Geld oftmals fast nicht mehr 
aufzubringen und die Investi-
tionen nicht mehr tragbar seien. 
Er, respektive seine Söhne, in-
vestiere in einen neuen Milch-
viehstall, der rund 40 000 Fran-
ken pro Grossvieheinheit koste.

Diese hohen Kosten erschwe-
ren die Weiterentwicklung der 
Bauernbetriebe, und sie drü-
cken aufs Einkommen. Wie 
Hofer sagte, haben Betriebe am 
unteren Ende der Einkommens-
verteilung häufig «übermässig» 
in Maschinen und in Gebäude 
investiert. Es gelte, die Kosten-
struktur und die Kapitalintensi-
tät zu optimieren, lautete sein 
Optimierungsvorschlag. Hofer 
wurde gefragt, ob denn diese Be-
triebe falsch investierten. Man 
könne nicht beurteilen, wer es 
richtig mache und wer nicht, 
antwortete er. «Wir haben mit 
diesem Bericht Fakten, und wir 
sehen, dass die einkommens-
schwachen Betriebe höhere 
Kosten für Maschinen und Ge-
bäude haben», erläuterte Hofer. 
Letztlich müsse jeder Betrieb 
selbst entscheiden, in was er 
wie viel investiere, fuhr er fort. 
Auf die Frage, ob sich das BWL 
darüber bewusst sei, in welcher 
Höhe Baukosten für Ökonomie-
gebäude bestehen würden, sagte 
Hofer: «Wir haben das auf dem 
Radar. Es gibt die Strukturver-
besserungsverordnung, die Ma-
ximalbeiträge für solche Investi-
tionen zulässt.» Er wies auf das 
Verordnungspaket 2024 hin, das 
Verbesserungen für wirtschaftli-
ches und für preiswertes Bauen 
vorsehe. In diesem Paket, das 
aktuell in der Vernehmlassung 
ist, steht: «Seit dem 1.1.2008 
wurden die Pauschalen nicht 
mehr an die Bauteuerung an-
gepasst, weshalb im Anhang 5, 
Ziffer 1.1, eine Anpassung der 
Pauschalen an die Bauteuerung 
im Umfang von +18 Prozent 
vorgeschlagen wird.»

Wer gut ausgebildet ist, verdient in der Landwirtschaft überdurchschnittlich viel. (Bild: hal)

13 .  AHV-RENTE:  Bauernverband fürchtet Kürzungen im Agrarbudget

SBV will keinen Sozialausbau auf Kosten der Bauern
Die Bevölkerung hat der 
13. AHV-Rente zuge-
stimmt. Damit könnte das 
Agrarbudget zusätzlich 
unter Druck kommen.

RAPHAEL BÜHLMANN 

«Nicht auf Kosten der Landwirt-
schaft!». So lautet der Titel der 
am Sonntag versendeten Me-
dienmitteilung des Schweizer 
Bauernverbands (SBV). Eine 
Reaktion auf die angenommene 
13. AHV-Rente des Souveräns. 
Zur drohenden zusätzlichen Fi-
nanzierung der ersten Säule zu 
Lasten der Landwirtschaft sagt 
der SBV-Direktor Martin Rufer 
Folgendes: «Mit der Annahme 
der Zusatzrente entsteht für den 
Bund ein Mehraufwand von 4 
bis 5 Milliarden Franken, wofür 
dieser irgendwo zusätzlich Geld 
einnehmen oder eben einsparen 
muss.» Dieser Mehraufwand 
entstehe, weil die AHV nicht 
nur übers Umlageverfahren, 
sondern zu 20,2 Prozent über 
den Bund finanziert werde. Um 
nun die 13. Rente finanzieren 
zu können, müsse irgendwoher 
Geld kommen. «Und das ein-
fachste Ziel dafür», so Rufer 
weiter, «sind die schwach ge-
bundenen Budgetposten – Ar-
mee, Entwicklungshilfe, Bil-

dung, Regionalpolitik und eben 
die Landwirtschaft.»

Finanzierung überprüfen

Der SBV will verhindern, dass 
die Landwirtschaft leiden muss, 
man werde den Ausbau des So-
zialstaates auf Kosten der Bauern 
mit allen Mitteln bekämpfen. «Es 
kann ja nicht sein, dass sich im-
mer höhere gebundene Ausga-
ben und Finanzlücken aufgrund 
des Umlageverfahrens sich am 
Schluss in Sparprogrammen 
beim Agrarkredit niederschla-

gen», so Rufer weiter. Ansonsten 
seien zwingend auch die Anfor-
derungen an die Landwirtschaft 
zu reduzieren, respektive die vie-
len Vorgaben und Auflagen zu 
lockern. Der SBV erwartet denn 
auch vom Bundesrat, dass er nun 
die gesamte Finanzierung der 
AHV überprüft und neu regelt. 
Denn diese sei auch ohne den 
neuen Volksentscheid mittel- und 
längerfristig nicht gesichert. 

Tatsächlich wird seit dem Ab-
stimmungssonntag breit über 
mögliche Finanzierungsformen 

spekuliert. So beurteilt der Prä-
sident der Jungfreisinnigen, Mat-
thias Müller, im Tagesgespräch 
von SRF, eine Kürzung bei den 
Bauern oder bei der Armee eher 
kritisch. Angesichts des Krieges 
in der Ukraine sei eine Kürzung 
im Verteidigungsbudget wohl 
nicht angezeigt. «Dann bleibt 
Kultur und internationale Zu-
sammenarbeit. Bei Letzterem 
gehen 4 Milliarden Franken pro 
Jahr aus der Schweiz, bei der 
Kultur diskutiert man über ein 
Budget von einer Milliarde Fran-
ken für die Jahre 2025 bis 2028. 
Hier muss man genau hinschau-
en, ob man nicht etwas wegneh-
men kann», so Müller. Allgemein 
flössen sehr viele Milliarden ins 
Ausland, die angezapft werden 
könnten.

Finanztransaktionssteuer 

Müller-Kontrahentin im Ta-
gesgespräch war Mirjam Hostet-
mann, Vizepräsidentin der Juso. 
Für sie kommt eine Kürzung bei 
der Kultur oder bei der Entwick-
lungshilfe nicht in Frage. «Es ist 
falsch, bei den Leidtragenden 
Gelder abzuschöpfen», so Hos-
tetmann, die sich stattdessen eine 
Erbschaftssteuer vorstellen kann. 
Für beide Gesprächspartner kein 
Thema wäre eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer. Für die Finan-

zierung der 13. AHV-Rente der-
zeit auch angedacht wird eine 
Finanz-Transaktionssteuer, diese 
wird vor allem von Exponenten 
der Mitte-Partei gefordert. Der 
Walliser Ständerat Beat Rieder 
(Mitte) hatte dazu bereits einen 
entsprechenden Vorstoss einge-
reicht. Gefordert wird eine Steu-
er auf Finanztransaktionen in 
der Höhe von 0,1 Prozent eines 
Handelsgeschäfts oder weniger. 
Mit dieser Umverteilung im Sinn 
der Ratslinken könnte der Bund 
Milliardeneinnahmen generie-
ren, was aber dem Finanzplatz 
Schweiz schaden könnte. 

Auch hat sich zwischenzeit-
lich der ehemalige SP-Ständerat 
Paul Rechsteiner, der im «Blick» 
als «Vater der 13. AHV-Rente» 
gefeiert wird, über die Finanzie-
rung der 13. Rente Gedanken 
gemacht. Laut dem ehemali-
gen Gewerkschaftsboss wäre es 
möglich, Lohnbeiträge für die 
Arbeitslosenversicherung um 0,3 
Lohnprozentpunkte zu reduzie-
ren. «Arbeitnehmer und Arbeit-
geber müssten dann je 0,15 Pro-
zent weniger bezahlen. Denn die 
Arbeitslosenversicherung nimmt 
viel mehr ein, als sie ausgibt. Das 
ergäbe auf einen Schlag Zusatz-
einnahmen von 1,3 Milliarden 
Franken», erklärte Rechsteiner 
gegenüber dem «Blick».

Wie soll die 13-AHV-Rente finanziert werden? Auch könnte 
das Agrarbudget gekürzt werden. (Bild: Piabay)

Bauerndorf mit 
höchstem Ja-Anteil
Les Enfers, die Höllen, heisst 
das in den jurassischen Freiber-
gen bei Saignelégier gelegene 
Bauerndorf. Rund 140 Einwoh-
ner zählt das Dorf. 95,3 Prozent 
der Stimmberechtigten haben Ja 
für die 13. AHV-Rente gestimmt. 
Es ist der höchste Ja-Anteil einer 
Schweizer Gemeinde, und auch 
die Stimmbeteiligung von 60 
Prozent lag über dem Durch-
schnitt. Gemäss «Tages-Anzei-
ger» leben dort heute noch 40 
Prozent der Bewohner von der 
Landwirtschaft. Die Gemeinde 
gehöre zu den ärmsten im Jura, 
der seinerseits zu den ärmsten 
Kantonen zähle, sagte Gemein-
derat Raymond Brahier gegen-
über der Zeitung. Die Leute in 
Les Enfers lebten bescheiden 
und die Pensionierten von klei-
nen Renten. hal

Der Bund hat im neusten Be-
richt die Arbeitsverdienste in 
der Landwirtschaft mit den Ein-
kommen im 2. und 3. Sektor 
(z. B. Veterinärwesen, Fleisch- 
und Milchverarbeitung, Trans-

port, Gastgewerbe) analysiert. 
Der Vergleich zeigt, dass letzte-
re Löhne im Jahr 2020 über dem 
Mittel (Median) des landwirt-
schaftlichen Arbeitsverdienstes 
pro Familienarbeitseinheit von 

50 551 Franken liegen. Der Me-
dian des jährlichen Bruttolohns 
lag zwischen 54 840 Franken im 
Gastgewerbe und 95 964 Fran-
ken bei den Tierärztinnen und 
Tierärzten. hal

ARBEITSVERDIENSTE  IM VERGLEICH

Pro Natura schöpft 
neue Hoffnung
Der Nationalrat will die 3,5 Pro-
zent Biodiversitätsförderflächen 
(BFF) auf der Ackerfläche kom-
plett streichen. Das hat er vor ei-
ner Woche entschieden. Anders 
stimmte er gestern bei einer Stan-
desinitiative aus dem Kanton 
Genf mit demselben Ziel. Das 
gibt den Naturschützern neue 
Hoffnung. Pro Natura reagierte 
kurzerhand mit einer Mitteilung 
und schrieb, dass der National-
rat «den Fehlentscheid von letz-
ter Woche zur Motion Grin, der 
sehr knapp ausgefallen war, kor-
rigiert». Das ändert jedoch nichts 
an der Tatsache, dass die Motion 
Grin nun vom Ständerat behan-
delt werden muss. Marcel Liner, 
Leiter Landwirtschaftspolitik bei 
Pro Natura, betont einmal mehr, 
dass die 3,5 Prozent Acker-BFF 
ein wichtiger Schritt in die rich-
tige Richtung seien, um unsere 
Lebensgrundlagen zu erhalten. 
Es bestehe ein wissenschaftlicher 
Konsens, dass es dieser Biodi-
versität im Schweizer Mittelland 
schlecht geht und zu ihrem Er-
halt mindestens 5 Prozent hoch-
wertige Acker-BFF notwendig 
wären. hal

NACHRICHTEN

Junglandwirte  
stellen Forderungen
«Wir Junglandwirtinnen und 
Junglandwirte wollen die 
Schweizer Bevölkerung auch in 
Zukunft mit gesunden Lebens-
mitteln versorgen können.» Das 
steht in den einleitenden Worten 
eines offenen Briefs der Jung-
landwirtekommission, der ges-
tern Abend veröffentlicht wurde. 
Stabile Rahmenbedingungen 
müssten Raum für Selbstverant-
wortung und Unternehmertum 
lassen, heisst es. Sie fordern faire 
Marktpreise ‒ für faire Einkom-
men brauche es eine Preiserhö-
hung von zehn Prozent. «Wir 
erwarten von den Branchen-
verbänden und der bäuerlichen 
Genossenschaft Fenaco, dass sie 
sich in den Verhandlungen für 
die Interessen ihrer Basis ein-
setzen», schreiben sie zu diesem 
Punkt. Die zweite Forderung: 
«Starke Reduktion des adminis-
trativen Aufwandes.» Das heuti-
ge Mikromanagement sei nicht 
zukunftsfähig. Die Junglandwir-
te machen ein Beispiel: «Was zu 
administrativen Mehraufwän-
den führt, darf nicht eingeführt 
werden. Das betrifft insbeson-
dere Digiflux.» Die dritte Forde-
rung ist an den Bund gerichtet. 
Sie erwarten ehrliche Bemühun-
gen, Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die die wirtschaftliche 
und soziale Zukunft sichern. 
Und zuletzt fordern sie eine ech-
te Mitsprache in den politischen 
Prozessen. hal


